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“zu langsam, zu unsicher, zu teuer”: Der Bundesrechnungshof stellt der
Bundesregierung ein verheerendes Zeugnis aus. Ohne Kurskorrektur wird
das Klimaziel verfehlt, die Wirtschaft beschädigt und die Energiesicherheit
gefährdet.

Die Ampel muss Konsequenzen aus diesem Bericht ziehen: Eine
grundlegende Neuausrichtung ist unumgänglich. Dabei muss der Fokus
darauf gerichtet werden, wie mit sauberen Technologien Klima und
Wirtschaft zusammen gedacht werden können. Nur so wird die Akzeptanz
für Klimapolitik dauerhaft gesichert und nur dann können wir auch
international ein Impulsgeber werden. Um die ehrgeizigen Klimaziele zu
erreichen, müssen pragmatisch und effizient alle Energiepotenziale genutzt
werden:

Nicht nur die Vereinfachungen für die Photovoltaik müssen endlich
kommen, sondern auch die längst angekündigten Strategien für
Bioenergie, Geothermie und Energiespeicher. 
Beim Netzausbau sollte für neue Vorhaben schnellere und günstigere
Überlandleitungen geprüft werden. 
Die Kraftwerkstrategie muss, entgegen der von der Bundesregierung
vorgelegten Eckpunkte, ihrem Namen gerecht werden. Sie muss die von
der Regierung selbst ausgemachte Versorgungslücke kosteneffizient und
zügig schließen. 
Das bisherige Versorgungssicherheitsmonitoring der Bundesregierung
bedarf dringend der Überarbeitung und muss auf realistischen Szenarien
aufbauen.

Herzliche Grüße

Hans-Peter Friedrich

Liebe Leserinnen und Leser,
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Die wirtschaftliche Lage in unserem Land ist besorgniserregend. Was wir
brauchen, ist ein Sofortprogramm, das mehr Freiraum schafft für
Unternehmertum und Investition und das die richtigen Arbeitsanreize setzt.

Die Union hat dazu eine Reihe von Vorschlägen vorgelegt. Unter anderem
fordern wir mehr Flexibilität bei den Arbeitszeiten, um den Bedürfnissen der
Beschäftigten nach einer besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Pflege entgegenzukommen. Aktuell wird die Arbeitszeit durch das
Arbeitszeitgesetz auf einen Acht-Stunden-Tag beschränkt, der auf bis zu zehn
Stunden täglich ausgeweitet werden kann. Andere EU-Länder sind bereits
weiter: Sie nutzen die Vorteile einer flexibleren, wöchentlichen
Höchstarbeitszeit.

Wir fordern daher die Einführung einer wöchentlichen Arbeitszeitregelung,
um mehr Flexibilität zu ermöglichen. Die Bundesregierung hat es bisher
versäumt, die Arbeitszeiten – trotz entsprechender Vereinbarungen im
Koalitionsvertrag – flexibler zu gestalten und die Belastung für die
Beschäftigten zu verringern.
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Arbeitszeit flexibilisieren
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Unsere Kommunen arbeiten am Limit. Die Bundesregierung hat es versäumt,
effektive und dauerhaft wirksame Maßnahmen zur Begrenzung und Steuerung
der illegalen Migration zu ergreifen. Die zögerliche und inkonsequente
Haltung, der ständige Streit innerhalb der Ampel und das Zerreden bereits
beschlossener Maßnahmen untergraben in den Kommunen das Vertrauen in
die Bundesregierung. Sie verlängern und verschärfen die Krise unnötig.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion und die Landesregierungen haben die
Bundesregierung wiederholt zum Handeln aufgefordert. Die im November auf
der Ministerpräsidentenkonferenz von der Bundesregierung getroffenen
Zusagen wurden zu einem erheblichen Teil nicht umgesetzt. Die Sitzung der
Ministerpräsidentenkonferenz Anfang März mit dem Bundeskanzler führte zu
nicht mehr als einer oberflächlichen Bestandsaufnahme und allgemeinen
Absichtserklärungen. 

Wir fordern die entschlossene und umfassende Umsetzung der zwischen dem
Bundeskanzler und den Landesregierungen vereinbarten migrationspolitischen
Maßnahmen. Darüber hinaus sind zusätzliche Maßnahmen erforderlich, um
den Zustrom Asylsuchender nach Deutschland effektiv zu begrenzen. Nur so
können wir die Leistungs- und Integrationsfähigkeit unserer Kommunen und
der Gesellschaft insgesamt bewahren. Die rechtlichen und praktischen
Rahmenbedingungen für Asylverfahren, Familiennachzug und Rückführungen
müssen angepasst werden.

Im Jahr 2023 wurden fast 330.000 Erstanträge auf Asyl gestellt. In den ersten
beiden Monaten des Jahres 2024 kamen weitere 47.000 Asylerstanträge
hinzu. Nach wie vor entfällt ein weit überproportionaler Anteil der EU-weit
gestellten Asylanträge auf Deutschland, im Jahr 2023 waren es etwa 30 %.
Ein Ende dieser für unsere Kommunen und die Gesellschaft insgesamt
herausfordernden Situation ist nicht in Sicht.

Unnötige Verschärfung der
Migrationskrise



Mit Ferdinand Munk aus
Günzburg. Sein Unternehmen
wurde im Sommer vom
Bayerischen Staatsministerium für
Wirtschaft, Landesentwicklung
und Energie zu einem der besten
Mittelständler Bayerns gekürt.

Die Politik der Ampel führt trotz aller Warnungen der Opposition dazu, dass
der Standort Deutschland immer brüchiger wird. Der Mittelstand kann die
Entscheidungen nicht mehr nachvollziehen und erwartet die sofortige Lösung
hausgemachter Probleme: Entbürokratisierung, wettbewerbsfähige
Energiekosten und eine Anpassung der Unternehmensbesteuerung. 

Wie schlecht die Stimmung bei den Unternehmern ist, zeigte sich beim
Zukunftstag Mittelstand 2024 des BVMW e.V. Dutzende Aussteller und über
5.000 Besucher diskutierten über wichtige Themen von Digitalisierung und
Energiewende bis hin zu New Work, Mobilität und Konnektivität. 

Ampel lässt Mittelstand im Stich
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Das stolze Volk der Ungarn hat in seiner Geschichte immer wieder für seine
Unabhängigkeit und nationale Identität gekämpft. Anlässlich des 176.
Jahrestags der ungarischen Märzrevolution und des Freiheitskampfes von
1848 fand ein Festakt in der ungarischen Botschaft statt. 

Der ungarische Botschafter betonte in seiner Rede das Bekenntnis der Ungarn
zur Europäischen Union und zur Gemeinschaft. Er hob aber gleichermaßen die
Bedeutung nationaler Identität für die Menschen hervor, die nicht in einem
„europäischen Einheitsbrei“ untergehen dürfe.   

Bekenntnis zur Europäischen Union

Im Gespräch mit dem ungarischen Botschafter S.E. Dr. Péter Györkös.

https://www.bundestag.de/

